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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu den Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zur Türkei
(2009/2200(INI))

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des von der Kommission vorgelegten Fortschrittsberichts 2009 über die 
Türkei (SEK(2009)1334),

– gestützt auf das Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei vom 12. September 1963,

– unter Hinweis auf das Zusatzprotokoll zu diesem Abkommen vom 23. November 1970, 
insbesondere auf Artikel 41 Absatz 1 (Stillhalteklausel),

– unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 1/80 des Assoziationsrates EG–Türkei vom 
19. September 1980,

– unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG–Türkei vom 
22. Dezember 1995 über die Durchführung der Schlussphase der Zollunion (96/142/EG),

– in Kenntnis der Urteile des Europäischen Gerichtshofs betreffend die vier 
Grundfreiheiten, insbesondere in den Rechtssachen Demirel, Sevince, Savas, Abatay-
Sahin, Tum-Dari und Soysal,

– in Kenntnis des aktuellen WTO-Handelsberichts zur Türkei, der 2007 veröffentlicht 
wurde,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Türkei,

– unter Hinweis auf die von der Abteilung Politik erstellte Analyse des Jahresprogramms 
2009 für die Türkei im Rahmen des Heranführungsinstruments (IPA) und des 
Erweiterungspakets von 2009,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 11. Dezember 2006, 

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für internationalen Handel (A7-0238/2010),

A. in der Erwägung, dass die Zollunion mit der Türkei eine der fortgeschrittensten und 
engsten Formen der Handelsbeziehungen darstellt, die die EU mit einem Drittstaat 
unterhält,

B. in der Erwägung, dass nach statistischen Angaben der Weltbank die Türkei in Bezug auf 
die Größe ihrer Wirtschaft im weltweiten Vergleich an 7. Stelle steht und über die 
sechstgrößte Volkswirtschaft in Europa verfügt, wobei mehr als 90 % der türkischen 
Exporte Industriegüter sind, und, was den Zufluss ausländischer Direktinvestitionen 
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betrifft, weltweit an 20. Stelle steht und sich die ausländischen Direktinvestitionen, die in 
das Land flossen, 2008 auf 18 Milliarden beliefen,

C. in der Erwägung, dass die Türkei der siebtgrößte Handelspartner der EU und die EU der 
wichtigste Handelspartner der Türkei ist,

D. in der Erwägung, dass die Türkei im Jahr 2009 Waren im Wert von 33,6 Milliarden Euro 
in die EU exportiert und Waren im Wert von 40,4 Milliarden Euro aus der EU importiert 
hat,

E. in der Erwägung, dass die durchschnittliche Arbeitslosenquote in der Türkei 2009 auf 
besorgniserregende 13 % angestiegen ist, die Jugendarbeitslosigkeit 24 % beträgt und aus 
der letzten Armutserhebung (2007) hervorgeht, dass 18,56 % der türkischen Bevölkerung 
unterhalb der Armutsgrenze leben,

1. begrüßt es, dass die Handelsbeziehungen der EU zur Türkei weit entwickelt sind; fordert 
die Türkei auf, eine Vereinfachung der Verfahren und Verringerung der Bürokratie 
vorzunehmen und die verbleibenden tarifären und nichttarifären Hemmnisse zu 
beseitigen; betont die Bedeutung eines konstruktiven Dialogs zwischen beiden Seiten im 
Hinblick darauf, diese Beziehungen weiter zu vertiefen;

2. weist darauf hin, dass gemäß Artikel 205 des Vertrags über die Arbeitweise der 
Europäischen Union in Verbindung mit Artikel 21 des EU-Vertrags durch das auswärtige 
Handeln der Union, einschließlich der gemeinsamen Handelspolitik, „Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, die universelle Gültigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, die Achtung der Menschenwürde, der Grundsatz der Gleichheit und der 
Grundsatz der Solidarität sowie die Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen und des Völkerrechts“ gefördert sowie Partnerschaften mit Drittländern, die die 
genannten Grundsätze teilen, aufgebaut werden sollen;

3. fordert die Kommission auf, ihre Bemühungen und ihren Dialog mit der Türkei in 
Handelsfragen fortzusetzen, insbesondere im Rahmen des Paritätischen Beratenden 
Ausschusses und des Gemischten Ausschusses der Zollunion EG–Türkei; bestärkt beide 
Seiten darin, diese Plattformen effizienter zu nutzen, indem offene Fragen, wie z. B. das 
türkische Einfuhrverbot für Rindfleisch, lebende Rinder und Rindfleischerzeugnisse und 
die in einigen Mitgliedstaaten geltenden Straßennutzungskontingente für in der Türkei 
registrierte Fahrzeuge, rasch angegangen werden; 

4. weist auf das langfristige Wachstumspotenzial der Türkei und ihre demografischen 
Besonderheiten hin; bestärkt sowohl die EU als auch die Türkei darin, ihren miteinander 
verbundenen Wirtschaftszweigen gebührende Aufmerksamkeit zu schenken, offene und 
transparente Handels- und Investitionsregelungen aufrechtzuerhalten, ihre Fähigkeit 
beizubehalten, in Einklang mit ihren im Rahmen zahlreicher internationaler Plattformen 
eingegangenen Verpflichtungen dem einheimischen protektionistischen Druck zu 
widerstehen, und handelspolitische Schutzinstrumente gemäß den WTO-Bestimmungen 
einzusetzen;  

5. ist besorgt über die geringe Beteiligung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt und ihre 
Beschäftigung im informellen Sektor; bestärkt die Türkei darin, die Beschäftigung von 
Frauen in den Mittelpunkt ihrer Wirtschafts-, Sozial- und Beschäftigungspolitik zu 
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stellen;  

6. hebt den Ernst der Beschäftigungslage bei Jugendlichen und das Fehlen von spezifischen 
Maßnahmen zur Bewältigung dieses Problems hervor; weist auf eine neuere Studie der 
IAO hin, in der die Schaffung von Arbeitsplätzen im Allgemeinen und die Beschäftigung 
von Frauen und Jugendlichen im Besonderen als wichtigste arbeitsmarktpolitische 
Herausforderung für die Entwicklung der Türkei bezeichnet wird; fordert daher eine 
beschäftigungspolitische Strategie, die sich auf die Beschäftigung von Jugendlichen im 
Allgemeinen und die Lage junger Frauen im Besonderen konzentriert;

7. begrüßt die Errichtung der Zollunion im Jahr 1996, durch die ein besserer Marktzugang 
ermöglicht wurde und beim Handelsvolumen zwischen der EU und der Türkei im Jahre 
2008 ein Spitzenwert von 100 Milliarden Euro erzielt werden konnte; 

8. betont, dass sich die Zollunion auf Industrieerzeugnisse und landwirtschaftliche 
Verarbeitungserzeugnisse erstreckt; hofft, dass auch Agrarerzeugnisse möglichst bald in 
die Zollunion einbezogen werden; ist der Ansicht, dass die Zollunion vertieft werden 
kann und damit weitere Bereiche wie Dienstleistungen und öffentliches 
Beschaffungswesen einbezogen werden können; 

9. bedauert es, dass laut der letzten WTO-Überprüfung der durchschnittliche Zollsatz der 
Türkei für Agrarerzeugnisse relativ hoch und in einigen Fällen sogar extrem hoch ist (so 
gilt z.B. für Mais ein Zollsatz von 130 %); fordert die türkische Regierung auf, diese 
Handelshemmnisse in erheblichem Umfang abzubauen;

10. begrüßt die Anpassung des türkischen Zollkodex an den Zollkodex der EU, und 
insbesondere die Annahme des Allgemeinen Präferenzsystems (APS); fordert, dass die 
türkischen Rechtsvorschriften in Bezug auf Handelsfreiheit, die Bekämpfung von 
Produkt- und Markenpiraterie, nachträgliche Kontrollen und die Zulassung von Duty-
free-Shops stärker an den gemeinschaftlichen Besitzstand angeglichen werden;

11. bedauert, dass die Türkei weder das Zusatzprotokoll zu dem Assoziierungsabkommen 
vollständig umgesetzt noch sämtliche Hindernisse für den freien Warenverkehr beseitigt 
hat; fordert die Türkei auf, unverzüglich alle sich aus diesem Protokoll ergebenden 
Verpflichtungen uneingeschränkt in nicht diskriminierender Weise umzusetzen, was zur 
Weiterentwicklung ihrer Handelsbeziehungen zu allen Mitgliedstaaten der EU beitragen  
wird, und weist darauf hin, dass der Verhandlungsprozess noch stärker beeinträchtigt 
werden könnte, falls die Türkei dies unterlässt;

12. bekräftigt, dass die vollständige Einhaltung der Verpflichtungen, die die Türkei im 
Rahmen der Zollunion eingegangen ist, von grundlegender Bedeutung ist; ist ferner der 
Auffassung, dass in einigen Bereichen wie Freihandelszonen und Zollvergünstigungen 
eine weitere Harmonisierung mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand der EU 
erforderlich ist; 

13. betont, dass die Zollunion erheblich von einer Überprüfung des 
Streitbeilegungsmechanismus profitieren würde, womit eine schnelle und gerechte 
Lösung offener Fragen ermöglicht würde;

14. fordert, dass alle dem Handel zwischen der EU und der Türkei im Weg stehenden 
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überflüssigen Hindernisse entsprechend den WTO-Bestimmungen beseitigt werden, so 
auch die technischen Hindernisse, wie z. B. Nichtanerkennung der Zertifizierung, 
Doppelprüfungen, Doppelinspektionen und obligatorische technische Bestimmungen und 
Normen; fordert die Kommission auf, bewährte Verfahren in diesem Bereich 
auszutauschen; 

15. ist sich der Schwierigkeiten bewusst, mit denen die Türkei in Bezug auf den Abschluss 
von Freihandelsabkommen mit Drittstaaten konfrontiert ist, was sich auf die türkische 
Wirtschaft negativ auswirkt, weil dadurch Freihandelspartner der EU, mit denen die 
Türkei bisher noch keine Freihandelsabkommen unterzeichnen konnte, einseitig 
privilegierten Zugang zum türkischen Markt erhalten; fordert die Kommission und den 
Rat auf, dafür zu sorgen, dass die Türkei in die Studien zur Abschätzung der Folgen 
künftiger Freihandelsabkommen zwischen der EU und Drittstaaten einbezogen wird, und 
die Übermittlung von Informationen über die Position der EU und den Stand der 
Verhandlungen über Freihandelsabkommen weiter zu verstärken; fordert die Kommission 
auf, in den Freihandelsabkommen der Zollunion zwischen der EU und der Türkei 
Rechnung zu tragen; 

16. fordert die Türkei auf, die verbleibenden Einfuhrlizenzen für Waren, die den 
Verpflichtungen im Rahmen der Zollunion zuwiderlaufen, abzuschaffen und einer 
Aktualisierung des Beschlusses Nr. 2/97 des Assoziationsrates EG-Türkei über die 
Beseitigung technischer Handelshemmnisse zuzustimmen; 

17. begrüßt die von der türkischen Regierung im Jahr 2009 erlassenen Rechtsvorschriften zur 
Normung im Bereich des Außenhandels; weist jedoch auf die Einführung von 
Konformitätsbewertungsverfahren und Warenzollkontrollen hin; bestärkt die EU und die 
Türkei darin, den Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung uneingeschränkt 
anzuwenden; 

18. fordert die Türkei auf, die umständlichen Einfuhrverfahren zu beseitigen und ihre 
Regelung über zollfreie Kontingente für landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse 
anzugleichen, da diese nicht mit der Zollunion übereinstimmen; 

19. begrüßt die positiven Schlussfolgerungen im aktuellen WTO-Handelsbericht zur Türkei; 
fordert die türkische Regierung jedoch nachdrücklich auf, die erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen, um die darin enthaltenen Empfehlungen umzusetzen und die Struktur- und 
Gesetzesreformen zu beschleunigen;

20. fordert die Türkei auf, die neuen Vorschriften bezüglich guter Herstellungspraxis 
auszusetzen, da sie de facto ein Einfuhrverbot für bestimmte pharmazeutische 
Erzeugnisse bewirken, und an internationalen Initiativen zur Harmonisierung der guten 
Herstellungspraxis sowie –normen, wie jenen der WHO und der EU, teilzunehmen und 
diese einzuhalten;

21. verweist auf die dynamische Strategie der Türkei im Bereich des internationalen Handels 
und den Abschluss von bislang 16 Freihandelsabkommen; bestärkt die EU und die Türkei 
darin zusammenzuarbeiten, um die Handelsbeziehungen zu Zentralasien zu vertiefen;

22. weist darauf hin, dass 88 % der gesamten ausländischen Direktinvestitionen in der Türkei 
aus der EU stammen; weist jedoch darauf hin, dass der Anteil der ausländischen 
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Direktinvestitionen am BIP der Türkei verhältnismäßig gering ist;

23. weist auf die Rolle hin, die die Türkei bei regionalen Plattformen, wie der 
Wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Schwarzmeerraum, der Schwarzmeer-Handels- und 
Entwicklungsbank und dem Südosteuropäischen Kooperationsprozess, spielt; bestärkt die 
Türkei darin, eine führende Rolle bei der Förderung eines offenen und fairen Handels zu 
übernehmen, bei dem soziale, wirtschaftliche und ökologische Faktoren gebührend 
Berücksichtigung finden; 

24. weist auf die Rolle hin, die die Türkei als Gründungsmitglied des Barcelona-Prozesses im 
Mittelmeerraum spielt, und fordert die Türkei auf, alle an dem Prozess beteiligten 
Partnerstaaten in jeder Hinsicht zu respektieren; betont, dass enorme Möglichkeiten 
bestehen, um den Handel der Türkei im Mittelmeerraum auszubauen;

25. weist darauf hin, dass die EU zwar nach wie vor der größte Handelspartner der Türkei ist, 
Russland, China, die Vereinigten Staaten und der Iran aber zu den wichtigsten 
Handelspartnern der Türkei 2009 zählen; betont, dass das Handelsvolumen zwischen der 
Türkei und der EU im Laufe des Jahres 2009 zurückgegangen ist, jedoch in den ersten 
beiden Quartalen des Jahres 2010 ein Aufwärtstrend zu verzeichnen war; stellt außerdem 
fest, dass die Türkei ihre Handelspartner diversifiziert; fordert die Kommission auf, eine 
Studie durchzuführen, die sich mit den Gründen – zu denen auch die Finanzkrise zählen 
könnte – und den wirtschaftlichen Auswirkungen des relativen Rückgangs des EU-
Anteils am türkischen Außenhandelsvolumen befasst; 

26. weist darauf hin, dass die Türkei und die EU ähnlichen Herausforderungen im Bereich 
der Energieversorgung gegenüberstehen; unterstreicht die Bedeutung des Nabucco-
Pipeline-Projekts für eine gesicherte Energieversorgung und ruft die Türkei aus diesem 
Grund auf, das zwischenstaatliche Abkommen über die Nabucco-Pipeline zügig 
umzusetzen; betont, dass eine gemeinsame Strategie im Bereich der Energieaußenpolitik 
festgelegt und das Energiekapitel eröffnet werden muss, womit die Zusammenarbeit im 
Energiebereich weiter verbessert würde; fordert die Türkei nachdrücklich auf, die 
Änderung der Handelsbestimmungen des Vertrags über die Energiecharta zu ratifizieren, 
und bestärkt sie darin, in das enorme Potenzial im Bereich ihrer erneuerbaren 
Energieträger zu investieren; 

27. weist darauf hin, dass durch die häufig auftretenden Visaprobleme im Rahmen der 
Erbringungsweise 4 des GATS die Einreise türkischer Geschäftsleute und Lkw-Fahrer in 
die EU erheblich behindert wird; verweist auf die verschiedenen einschlägigen Urteile 
des Europäischen Gerichtshofs und fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die 
Mitgliedstaaten diese Urteile respektieren; fordert die Kommission und den Rat auf, die 
Verfahren der Visaerteilung im Hinblick auf die Beseitigung von Handelshemmnissen zu 
überprüfen; 

28. bedauert, dass die Rechtsvorschriften, die den umfassenden Schutz der 
gewerkschaftlichen Rechte gemäß den EU-Normen und den einschlägigen 
Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation gewährleisten, noch nicht 
vollständig vorliegen, insbesondere in Bezug auf das Recht, sich gewerkschaftlich zu 
organisieren, das Recht auf Tarifverhandlungen und das Streikrecht;

29. fordert die Türkei mit Nachdruck auf, die Diskriminierung ausländischer Unternehmen zu 



PE441.306v04-00 8/12 RR\828272DE.doc

DE

verhindern, die darin besteht, dass sie türkischen Bietern im Bereich des öffentlichen 
Beschaffungswesens einen Preisvorteil von 15 % gewährt; fordert die Türkei auf, dem 
WTO-Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen (GPA) beizutreten;

30. betont, dass gefälschte Produkte, insbesondere Arzneimittel und Kosmetika, die 
Handelsbeziehungen EU–Türkei belasten und die Attraktivität der Türkei für 
ausländische Direktinvestoren verringern; fordert die Türkei auf, die neuen 
Rechtsvorschriften zum Urheberrecht wirksam durchzusetzen, um die 
Handelsbeziehungen zur EU zu fördern; betont, dass bei der Entwicklung eines 
Regelungsrahmens für geistiges Eigentum die internationalen Normen hinsichtlich des 
Rechts des geistigen Eigentums und die inländischen Erfordernisse der wirtschaftlichen 
Entwicklung in ein ausgewogeneres Verhältnis gebracht müssen; 

31. weist darauf hin, dass 99 % der türkischen Unternehmen KMU sind und diese 70 % der 
Arbeitsplätze in der Türkei stellen; bestärkt die Türkei darin, den Zugang der KMU zu 
Finanzierungsmöglichkeiten zu verbessern; begrüßt den Neunten Entwicklungsplan der 
Türkei, dessen Schwerpunkt auf Ausgaben in den Bereichen Forschung und Entwicklung 
liegt, die für die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der KMU maßgeblich sind;

32. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und der 
Regierung der Türkei zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Einleitung

Die Bedeutung der Türkei als Akteur im internationalen Handel hat in den vergangenen 
Jahren zugenommen, insbesondere weil sich das Land seine einzigartige geopolitische Lage 
zunutze macht. Die Türkei hat eine Brückenfunktion zwischen dem Mittelmeerraum, dem 
Nahen Osten, Asien, dem Schwarzmeerraum und der Kaukasusregion. Die wichtigste 
Handelsbeziehung, die die zunehmende Präsenz der türkischen Wirtschaft auf internationaler 
Bühne unterstützt hat, ist jedoch die privilegierte Beziehung zur Europäischen Union.

Die Zollunion

Die Anfänge der Zollunion gehen auf das Jahr 1963 zurück, als die Türkei und die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ein Assoziierungsabkommen schlossen, das die 
Errichtung einer Zollunion bis 1996 vorsah. Durch die Errichtung der Zollunion – eine von 
nur drei Zollunionen, die die EU eingegangen ist, und die einzige mit einem 
Beitrittskandidaten – wurde die Vertiefung der Handelsbeziehungen ermöglicht. Seit dieser 
Zeit wurde eine beachtliche Marktintegration erreicht, insbesondere in Bezug auf den freien 
Warenverkehr. Ein besonders erwähnenswerter Fortschritt auf dem Weg zur Integration 
wurde in der jüngsten Vergangenheit mit der Annahme des neuen türkischen Zollkodex und 
des Allgemeinen Präferenzsystems erzielt.

Die Zollunion erstreckt sich auf alle Industrieerzeugnisse und landwirtschaftlichen 
Verarbeitungserzeugnisse. Ihr Erfolg spiegelt sich in den folgenden Zahlen wider: Die Türkei 
ist zu einem der wichtigsten Handelspartner der EU geworden und rangiert bei den 
wichtigsten Importmärkten der EU auf Platz 7 und bei den wichtigsten Exportmärkten auf 
Platz 5. Da zwei Drittel der ausländischen Direktinvestitionen in der Türkei aus der EU 
kommen, ist das Land zu einer Investitionsbasis für europäische Unternehmen geworden, 
wobei die Integration in die Liefer- und Produktionsketten der EU und häufig in diejenigen 
mit hoher Wertschöpfung zunimmt. Im Jahr 2009 hat die Türkei Waren im Wert von 33,6 
Milliarden Euro in die EU exportiert und Waren im Wert von 40,4 Milliarden Euro aus der 
EU importiert. In Bezug auf die Größe ihrer Wirtschaft steht die Türkei im weltweiten 
Vergleich an 15. Stelle.

Obwohl die Zollunion im Jahr 1996 errichtet wurde, ist sie in ihrer gegenwärtigen Form noch 
nicht abgeschlossen. Im Rahmen der Beitrittsverhandlungen kann die Zollunion vertieft 
werden, indem sie auf Agrarerzeugnisse und Bereiche wie Dienstleistungen und öffentliches 
Auftragswesen ausgeweitet wird, und umgestaltet werden, um die bestehenden Mängel zu 
beseitigen. 

Die Tatsache, dass es die Zollunion gibt, ist der Beweis für die erfolgreiche Integration 
zwischen der EU und der Türkei in den Bereichen Wirtschaft und Handel. Sie hat dazu 
beigetragen, dass sich diese Wachstumsspirale vergrößert hat, indem die Türkei in die 
europäischen Märkte und Produktionssysteme eingebunden wurde. Die erfolgreiche 
wirtschaftliche Integration und die Zunahme beim Handel mit der EU und den Investitionen 
sind in hohem Maße der Zollunion und dem Beginn der Beitrittsverhandlungen im Jahr 2005 
zu verdanken. Allerdings scheint die Zollunion unter wiederkehrenden Problemen in Bezug 



PE441.306v04-00 10/12 RR\828272DE.doc

DE

auf immer noch bestehende technische Handelshindernisse und die übermäßige Anwendung 
von Schutzmaßnahmen zu leiden. Konformitätsbewertungsverfahren und technische 
Vorschriften und Normen werden nach wie vor zum Schutz der einheimischen Märkte 
angewendet. 

Weitere Probleme im Zusammenhang mit der Zollunion zwischen der EU und der Türkei sind 
die Visaprobleme türkischer Händler bei der Einreise in die EU, die Gegenstand 
verschiedener Urteile des Europäischen Gerichtshofs waren, der Mangel an Parallelität bei 
den Verhandlungen zu und Abschlüssen von Freihandelsabkommen der EU mit Drittstaaten 
und die fehlende Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums.  Eine Vertiefung der 
Handelsbeziehungen und eine stärkere Marktintegration im Rahmen der 
Beitrittsverhandlungen würden zweifellos eine Möglichkeit zur Ausdehnung und Stärkung der 
Zollunion darstellen.   

Ein wirksamer Streitbeilegungsmechanismus würde für die Zollunion von großem Nutzen 
sein. Eine tiefgreifende Reform der Zollunion ist aufgrund des Status der Türkei als 
Beitrittskandidat der Europäischen Union jedoch schwer durchführbar. 

Die Türkei und der internationale Handel

Die Türkei ist seit 1995 WTO-Mitglied, obwohl sie keine Vertragspartei des 
Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen ist. Im Zuge des Verfahrens zur 
Überprüfung der Handelspolitik wurden die Reformen in der Türkei lobend hervorgehoben, 
da sie das Wachstum, die Desinflation und den Abbau der Staats- und der Auslandsschulden 
unterstützen. Jedoch bestehen nach wie vor Probleme in Bezug auf das zunehmende 
Leistungsbilanzdefizit und die Importhemmnisse (z. B. Zölle und inländische Abgaben) und 
werden im Handelsbericht stark kritisiert.

Die Türkei ist zudem ein Gründungsmitglied des Barcelona-Prozesses und ein entscheidender 
Akteur bei der Schaffung einer Freihandelszone Europa-Mittelmeer. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt verfügt die Türkei über das umfassendste Netz an Süd-Süd-Freihandelsabkommen 
mit Euromed-Partnern. Trotz der offensichtlichen Bedeutung der Türkei für den 
Mittelmeerraum bestehen sowohl in absoluten Zahlen als auch relativ gesehen wenig 
ausgeprägte Handelsbeziehungen zu den Euromed-Ländern. Tatsächlich macht der Handel 
mit Partnern aus dem Mittelmeerraum lediglich 4 % der Importe und 7 % der Exporte der 
Türkei aus.

Die Türkei ist Gründungsmitglied der Wirtschaftlichen Zusammenarbeit im 
Schwarzmeerraum und hat Freihandelsabkommen mit der ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina und Albanien unterzeichnet. 
Zudem ist die Türkei Mitglied des Südosteuropäischen Kooperationsprozesses. 

Die EU ist zwar mit Abstand der größte Handelspartner der EU, doch nimmt ihr Anteil ab. 
Russland und China haben ihren Anteil am türkischen Handel erhöht. Die wichtigsten 
Handelspartner der Türkei, die nicht der EU angehören, sind Russland, China, die Vereinigten 
Arabischen Emirate, die USA und Iran. 

Aus Statistiken geht hervor, dass die türkischen Exporte in die EU um lediglich 5 % gestiegen 
sind und dass im Jahr 2008 nur 48 % der türkischen Exporte in die EU gingen, im Vergleich 
zu 56 % im Vorjahr. Andererseits nahmen die türkischen Importe aus der EU um 9 % zu, 
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während Importe aus anderen Ländern im selben Zeitraum um 25 % stiegen. 

Die Türkei sieht sich einem starken Wettbewerb in ihren traditionellen Schlüsselindustrien, 
wie der Textilindustrie, gegenüber. Die größten Konkurrenten kommen aus Schwellenländern 
wie Indien und China. Die Handelsbeziehungen zu China nehmen zu, insbesondere im 
Energiesektor, und die beiden Länder haben sich auf verschiedene wirtschaftliche 
Maßnahmen und bilaterale Kooperationsabkommen in den Bereichen Handel, Diplomatie, 
Fremdenverkehr, Energie, Kultur und Medien geeinigt. Die Türkei verzeichnete 2008 ein 
Handelsdefizit mit China von nahezu 16 Milliarden Dollar. Eine weitere Zusammenarbeit und 
konzertierte Maßnahmen der EU und der Türkei könnten dazu beitragen, gemeinsame 
Lösungen für die derzeitigen Schwierigkeiten in den Bereichen Handel und Investitionen zu 
finden.

Die EU ist weiterhin die größte Quelle für ausländische Direktinvestitionen in der Türkei. Im 
Jahr 2008 kamen 75 % der ausländischen Direktinvestitionen in der Türkei aus EU-
Mitgliedstaaten, wobei sich diese Zahl in den ersten fünf Monaten des Jahres 2009 auf 88 % 
erhöhte. Allerdings spielen ausländische Direktinvestitionen in der türkischen Wirtschaft eine 
geringe Rolle und es sind noch zahlreiche Verbesserungen in diesem Bereich möglich, 
größtenteils durch die Nutzung der Vorteile, die sich aufgrund des weltweiten 
Wirtschaftsaufschwungs bieten. Die Problematik der Produktfälschungen und der 
mangelhaften Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums steht in direktem 
Zusammenhang mit den ausländischen Direktinvestitionen, da sie einen erheblichen Einfluss 
auf die Attraktivität der Türkei für ausländische Direktinvestitionen hat. 

Das türkische Bankensystem hat sich in der Wirtschaftskrise als außerordentlich 
widerstandsfähig erwiesen. Dies ist zum größten Teil auf eine Reihe von Reformen 
zurückzuführen, die infolge der Krise in der Türkei im Jahr 2001 durchgeführt wurden. Ganz 
offensichtlich erholt sich die türkische Wirtschaft rasch von der Krise. Das statistische Amt 
der Türkei verzeichnete für das letzte Quartal 2009 einen Anstieg des BIP um 6 %, was eine 
erstaunliche Kehrtwende seit dem drastischen Rückgang von 14,5 % im ersten Quartal 
desselben Jahres darstellt. 

Schlussfolgerung

Angesichts des wichtigen Handelsvolumens und der gewachsenen Beziehungen zwischen der 
Türkei und der EU sollte ihren Handels- und Wirtschaftsbeziehungen besondere Beachtung 
geschenkt werden. In diesem Zusammenhang sollten die erforderlichen Schritte unternommen 
werden, um diese Beziehungen weiter zu vertiefen. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt müssen jedoch noch zahlreiche technische Fragen gelöst 
werden. Dazu sollten unverzüglich folgende Maßnahmen ergriffen werden:
Die Zollunion muss funktionsfähiger gestaltet werden; Querschnittsfragen müssen 
unverzüglich angegangen werden, und die Türkei und die EU sollten ihre Handelspolitik 
weiter aufeinander abstimmen, insbesondere im Zusammenhang mit den 
Freihandelsabkommen und dem regionalen Handel. Diese Maßnahmen führen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu einer Win-Win-Situation, die Vorteile für die Volkswirtschaften beider 
Partner mit sich bringen wird.
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